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- Drucksache 2610 - 


Ich beantworte die bezeichnete Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu Nr. 1 

Steht eine Jagd nicht im Zusammenhang mit dem Betrieb einer 
Land- und Forstwirtschaft und wird sie auch nicht gewerblich (z. B. 
in Verbindung mit Wildhandel) ausgeübt, so sind die Jagdkosten 
bei natürlichen Personen in der Regel Aufwendungen für die private 
Lebensführung. Das gilt auch dann, wenn es sich bei den Jagdkosten 
um Repräsentationsausgaben handelt, die die wirtschaftliche oder 
gesellschaftliche Stellung des Jagdpächters mit sich bringt. Die Jagd- 
kosten können nach § 12 Ziff. 1 EStG weder bei den einzelnen 
Einkunftsarten noch vom Gesamtbetrag der Einkünfte abgezogen 
werden, und zwar auch dann nicht, wenn sie zur Förderung des 
Berufs oder der Tätigkeit des Jagdpächters gemacht werden. Nach 
der höchstrichterlichen Rechtsprechung zu § 12 Ziff. 1 EStG ist, 
wenn die Jagdkosten sowohl die gewerbliche oder berufliche Tätig- 
keit als auch die private Lebensführung angehen, der gesamte Auf- 
wand zu den nicht abzugsfähigen Kosten der Lebensführung zu 
rechnen, weil der durch die gewerbliche oder berufliche Tätigkeit 
veranlaßte Aufwand nicht leicht und einwandfrei aus den einheit- 
lichen Gesamtaufwendungen ausgesondert werden kann (RFH-Urteil 
vom 11. März 1942 - VI 3/42 - RStBl. 1942 S. 682). Dieser Rechts- 
auffassung hat sich auch das Finanzgericht Düsseldorf in dem Urteil 
vom 11. Mai 1955 - II 4/54 (Deutsche Steuer-Zeitung Ausgabe B 
1955 S. 322) angeschlossen. 

Jagdkosten können jedoch als Betriebsausgaben abgezogen werden, 
wenn sie ausschließlich durch den Betrieb veranlaßt worden sind. 
Ob das zutrifft, ist unter Würdigung der Verhältnisse des Einzel- 
falls zu prüfen. Danach ist auch bei natürlichen Personen die An- 
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erkennung von Jagdkosten als Betriebsausgaben durchaus möglich. 
Diese Anerkennung wird insbesondere in solchen Fällen erleichtert, 
in denen der Betriebsinhaber oder die am Betrieb beteiligten Per- 
sonen selbst nicht die Jagd ausüben. Sind die Jagdkosten aus- 
schließlich durch den Betrieb veranlaßt, so scheiden sie nach § 4 
Abs. 4 Satz 2 EStG jedoch insoweit bei der Gewinnermittlung 
aus, als sie unter Berücksichtigung der Verkehrsauffassung als un- 
angemessen anzusehen sind. 

Bei Körperschaften liegen die Verhältnisse ähnlich. Zwar gibt es 
bei ihnen keine private Lebensführung. Jedoch ist bei ihnen zu 
prüfen, ob die Jagd etwa im Interesse von leitenden Angestellten 
oder von Personen, die an der Körperschaft beteiligt sind, unter- 
halten wird. Auch bei Kapitalgesellschaften sind die Aufwendungen 
für Jagdpachten unter dem Gesichtspunkt des § 4 Abs. 4 EStG, d. h. 
im Hinblick auf die Angemessenheit der Aufwendungen, zu prüfen. 

Für die Prüfung der Frage, ob und inwieweit Jagdkosten bei natür- 
lichen Personen und bei Körperschaften als Betriebsausgaben ab- 
gezogen werden können, kommt es stets auf die im Einzelfall ge- 
gebenen Verhältnisse an. Für derartige Entscheidungen sind die 
Landesfinanzbehörden zuständig, denen die Verwaltung der Ein- 
kommensteuer und Körperschaftsteuer obliegt. Die Frage der 
steuerlichen Behandlung der Jagdkosten wird deshalb mit den Ver- 
tretern der obersten Landesfinanzbehörden erörtert werden, um 
sicherzustellen, daß die Jagdkosten entsprechend den vorstehenden 
Ausführungen in allen Fällen und allen Ländern möglichst überein- 
stimmend behandelt werden. 

Zu Nr. 2 

Die Bundesregierung billigt keineswegs Preissteigerungen für Jagd- 
pachtungen. Da die Bundesregierung jedoch auf die Preise für Jagd- 
pachten keinen Einfluß hat, sieht sie keine Möglichkeit, Preissteige- 
rungen zu unterbinden. 

Zu Nr. 3 

Den Jagdkosten kann nach den Ausführungen zu Nr. 1 weder bei 
natürlichen Personen noch bei Körperschaften allgemein die Aner- 
kennung als Betriebsausgaben versagt werden. Die geltenden Rechts- 
vorschriften führen jedoch dazu, daß Jagdkosten sowohl bei natür- 
lichen Personen als auch bei Körperschaften nur in Ausnahmefällen 
als Betriebsausgaben anerkannt werden. Soweit nach der Praxis der 
Finanzämter bisher Unterschiede in der steuerlichen Behandlung der 
einzelnen Fälle aufgetreten sind, wird das Bundesfinanzministerium 
in Besprechungen mit den Länderfinanzministerien eine Angleichung 
in die Wege leiten. 


In Vertretung 
Hartmann 



